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EDITORIAL

Der Staat des 21. Jahrhunderts steht in einem Spannungsfeld zwischen Sicherheit 
und Freiheit, zwischen Ordnung und Veränderung, zwischen Herrschaft und De-
mokratie. Er be ndet sich zudem in einem Dilemma. Internationale Transaktionen 
reduzieren seine Souveränität nach außen, gesellschaftliche Partikularinteressen 
schränken seine Handlungsfähigkeit im Innern ein. Anliegen der Reihe 

 ist es, die Entwicklung des Staates zu beobachten und sein Verhältnis zu 
Recht, Macht und Politik zu analysieren.

Hat der Staat angesichts der mit „Globalisierung“ bezeichneten Phänomene, 
im Hinblick auf die angestrebte europäische Integration und vor dem Hintergrund 
einer Parteipolitisierung des Staatsapparates ausgedient? Der Staat ist einerseits 
„arbeitender Staat“ (Lorenz von Stein), andererseits verkörpert er als „Idee“ (He-
gel) die Gemeinschaft eines Staatsvolkes. Ohne ein Mindestmaß an kollektiver 
Identität lassen sich die Herausforderungen einer entgrenzten Welt nicht bewälti-
gen. 

Hierzu bedarf es eines Staates, der als „organisierte Entscheidungs- und Wir-
keinheit“ (Heller) Freiheit, Solidarität und Demokratie durch seine Rechtsordnung 
gewährleistet. Gefragt ist darüber hinaus die Republik, bestehend aus selbstbe-
wussten Republikanern, die den Staat zu ihrer eigenen Angelegenheit machen. Der 
Staat seinerseits ist aufgefordert, seinen Bürgerinnen und Bürgern eine politische 
Partizipation zu ermöglichen, die den Namen verdient. Dies kann – idealtypisch – 
in der Form der „deliberativen Politik“ (Habermas), als Einbeziehung der Zivilge-
sellschaft in den Staat (Gramsci) oder als Gründung der Gemeinschaft auf die 
Gleichheit zwischen ihren Mitgliedern (Rancière) geschehen.

Leitidee der Reihe  ist eine integrative Staatswissenschaft, die 
einem interdisziplinären Selbstverständnis folgt; sie verbindet politikwissenschaft-
liche, rechtswissenschaftliche, soziologische und philosophische Perspektiven. Da-
bei geht es um eine Analyse des Staates in allen seinen Facetten und Emanationen. 
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler des In- und Auslands sind zu einem of-
fenen Diskurs aufgefordert und zur Veröffentlichung ihrer Ergebnisse in dieser 
Reihe eingeladen.
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VORWORT 

Souveränität ist ein Thema, das erst allmählich wieder ins Blickfeld der Rechts- 
und Sozialwissenschaften gerät. Lange Zeit wurde Souveränität als eine Art „Un-
wort“ verstanden, dass man am besten durch Nichtbeachtung strafte. Vor der 
Wiedervereinigung kam in Deutschland hinzu, dass man sich gern über den Status 
eines teilsouveränen Staates hinwegtäuschte. Die Europaeuphorie ließ viele Deut-
sche glauben, dass an die Stelle des souveränen Nationalstaates ein „kosmopoliti-
sches Europa“ (Ulrich Beck) treten könnte, in dem die Einzelstaaten mehr die 
Rolle deutscher Bundesländer oder amerikanischer Bundesstaaten spielen würden. 

Die sogenannte Griechenland-Krise, die tatsächlich eine Krise der Europäi-
schen Union ist, hat zu einem schmerzhaften Erwachen geführt. Nicht nur Grie-
chenland hatte sich durch Tricksereien die Aufnahme in die Währungsunion der 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union (Eurozone) erschlichen, das ganze Pro-
jekt war von vornherein auf Illusionen gegründet. Eine dieser Illusionen war die, 
dass ein Staat wie Deutschland auf seine Souveränität verzichten könne, ohne dass 
für seine Bürgerinnen und Bürger schwerer Schaden entstehen würde. Denn nur 
im souveränen Staat werden die modernen Ambivalenzen von Recht und Macht, 
von Freiheit und Gewalt, von Legitimation und Macht vereint. Wer Freiheit will, 
der braucht Souveränität. 

Mit dem vorliegenden Sammelband, der an der Schnittstelle zwischen Ideen-
geschichte und Politischer Theorie angesiedelt ist, wollen wir einen kritischen 
Diskurs über wissenschaftliche, politische und gesellschaftliche Interpretationen 
von Souveränität anstoßen. Dabei soll die historische Dimension in die Analyse 
ideengeschichtlicher Überlegungen zur Souveränitätsfrage integriert werden, um 
die Ideengeschichte zu einer Politischen Theorie als kritischer Gegenwartsdiag-
nostik umzuformen. 

In drei Teilen analysieren HistorikerInnen, Rechts- und Politikwissenschaftle-
rInnen die unterschiedlichen Aspekte, Ebenen und Perspektiven von Souveränität. 
Dabei gehen sie folgenden Themenkomplexen nach: (1) Souveränität im histori-
schen Kontext, (2) Souveränität und Ausnahmezustand, (3) Souveränität in der 
Kritik. Die Antworten auf die spannenden Fragen der Souveränitätsdiskussion 
werden – wie zu erwarten war – unterschiedlich beantwortet. Darin sehen wir al-
lerdings keinen Nachteil, sondern empfehlen vielmehr, dies als Ausgangspunkt 
für die weitere Diskussion zu nehmen, die uns gerade im Zeichen der permanen-
ten Systemkrise als umso dringlicher erscheint. 

 
 

Gießen/Siegen, im Mai 2010 
 
Samuel Salzborn Rüdiger Voigt 
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SOUVERÄNITÄT 

Theoretische und ideengeschichtliche Reflexionen 

Samuel Salzborn/Rüdiger Voigt 

Seitdem Jean Bodin im Jahre 1576 in seinen Sechs Büchern über den Staat die 
Souveränität als höchste Gewalt (summa potestas) des Monarchen beschrieben 
hatte,1 ist Souveränität einer der umstrittensten Begriffe in Politik- und Rechts-
wissenschaft.2 Kein Wunder, denn es geht dabei um nichts Geringeres als um das, 
was den Staat ausmacht, also um den Gehalt von Staatlichkeit. Im Verlauf der 
letzten 500 Jahre ist die Souveränität gelobt und getadelt worden, sie wurde für 
unerlässlich oder für überaus schädlich erklärt, ihr wurde freiheitsverbürgende, 
aber auch freiheitsverhindernde Bedeutung zugeschrieben. Nahezu alle bedeuten-
den Staatstheoretiker haben sich mit ihr auseinandergesetzt. Nicht zuletzt wegen 
des scheinbar unaufhaltsamen Prozesses der europäischen Integration ist sie heute 
wieder überaus aktuell. Denn es besteht die Gefahr, dass zwischen den schwächer 
werdenden Mitgliedstaaten und den stärker werdenden europäischen Bürokratien 
die Souveränität gleichsam zerrieben wird. Ein neuer, demokratisch legitimierter 
Souverän, die „Vereinigten Staaten von Europa“, ist nicht in Sicht. Damit droht 
dann allerdings auch die Grundvoraussetzung für jegliche Art menschlicher Frei-
heit abhanden zu kommen, nämlich ein mit dem Gewaltmonopol ausgestatteter 
Souverän als Garant dieser Freiheit. 

Zu Beginn des 21. Jahrhunderts wird die nationalstaatliche Souveränität aus 
einer Vielzahl von Richtungen in Frage gestellt. Die politische und ökonomische 
Globalisierung wird zwar gemeinhin als Ursache für dieses Souveränitätsvakuum 
anerkannt,3 strukturelle und kritische Analysen für den Umgang mit dieser welt-
politisch neuen Situation und dem fortschreitenden Untergang der westfälischen 
Weltordnung aus theoretischer Perspektive sind aber rar.4 Gerade aus politisch-
theoretischer Perspektive erscheint es aber dringend notwendig, über Chancen und 
Risiken dieses Auflösungsprozesses zu reflektieren und abzuwägen, wo das Sou-
veränitätsvakuum zu einer konstruktiven, diskursiven Neujustierung der Arena 
des Politischen führen und wo es wiederum das Versprechen der Moderne auf 
Freiheit, Gleichheit und Solidarität nachhaltig aus den Angeln heben könnte.5 

Dabei dürfte das weitgehende Schweigen zur nationalstaatlichen Souveräni-
tätsfrage damit zu tun haben, dass Kritiker wie Befürworter der modernen Souve-
ränitätsvorstellungen im Prozess der Globalisierung beide gleichermaßen die Am-

 
1  Bodin 1981/1986. 

2  Haltern 2007, S. 1. 

3  Vgl. Sassen 1996, 2006. 

4  Vgl. Verkuil 2007; Voigt 2009. 

5  Vgl. Stetter 2008, S. 99ff. 
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bivalenzen aus dem Auge verloren haben, die der modernen Souveränitätsvorstel-
lung inhärent sind. Vor allem Kritiker sehen die Auflösung klassischer Souveräni-
tätsvorstellungen als Chance für die Freiheit, die allerdings historisch und theore-
tisch stets nur stabil im Kontext zentralisierter Macht etabliert wurde. Die staatli-
che Omnipotenz, die sich im Globalisierungsprozess auf eine Vielzahl anderer 
Akteure wie beispielsweise NGOs oder internationale Terroristen verlagert, konn-
te zugleich aber auch immer nur als legitime physische Gewaltsamkeit (Max We-
ber) existieren, solange sie mit der Freiheit des Individuums Hand in Hand ging. 

Der Sieg der (diskursiven) Freiheit, den die Einen sehen, und der Sieg der 
(physischen) Gewalt, den die Anderen bejubeln, ist in Wahrheit jeweils die Kehr-
seite ein und desselben Prozesses: der substanziellen Infragestellung von Souve-
ränität, der Auflösung der modernen Ambivalenzen von Recht und Macht, von 
Freiheit und Gewalt, die in ihrer Einheit im souveränen Nationalstaat verwirklicht 
werden. Wird der souveräne Staat in die eine oder in die andere Richtung in Frage 
gestellt oder aufgelöst, zerstört dies unweigerlich auch den anderen Pol der Ambi-
valenz. Wer Freiheit will, braucht Souveränität; umgekehrt bedarf derjenige, der 
das Machtpotenzial von Souveränität fordert, der nur durch sie herstellbaren Legi-
timation. 

Auch wenn die nationalstaatliche Ordnung der vorherigen Jahrhunderte wei-
terhin existiert, ja wir – wie im Falle Südosteuropas oder Westasiens – sogar un-
mittelbar Zeugen der Entstehung neuer Nationalstaaten und nationalistischer Be-
wegungen werden, ändert sich die Rolle und die Kompetenz des Nationalstaates 
nachhaltig.6 Nicht nur die Nationalitätenkämpfe auf dem Balkan, sondern auch die 
blutigen Auseinandersetzungen im subsaharischen Afrika lassen es als fraglich er-
scheinen, ob diese Nationalstaaten wirklich noch den Kern der souveränen Welt-
ordnung darstellen, wie sie mit dem Westfälischen Frieden Gestalt gewann. Mit 
Max Weber gesprochen: Das Monopol physischer Gewaltsamkeit scheint nicht 
mehr in erster Linie an den Nationalstaat gebunden zu sein.7 Und, mehr noch: die 
von Georg Jellinek formulierte grundlegende Drei-Elemente-Lehre scheint in Fra-
ge zu stehen:8 Der moderne Staat, basierend auf Staatsvolk, Staatsgebiet und 
Staatsgewalt beginnt nachhaltig zu erodieren. 

Im frühen 19. Jahrhundert entstanden die heutigen, westlichen Staaten aus ei-
ner doppelten Vereinheitlichung: der Souveränität nach Innen und der Souveräni-
tät nach außen, wenn man so will mit einem doppelten Potenzial von Souveräni-
tät, der inneren Souveränität, verstanden als Volkssouveränität und der äußeren 
Souveränität, verstanden als staatliche, völkerrechtliche Souveränität. Und dieses 
Idealbild der doppelten Souveränität ist heute in der Globalisierung auch doppelt 
in Frage gestellt: denn die meisten Staaten der Welt sind nicht im Sinne dieser De-
finition souverän nach innen, da dort nicht die Volkssouveränität die Grundlage 
für das Handeln der Regierungen gibt. Einfacher gesagt: Die Mehrheit der Staaten 

 
6  Vgl. Voigt 2005, S. 14ff. 

7  Vgl. Weber 1980, S. 29 u. 516. 

8  Vgl. Jellinek 1914. 
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der Welt sind keine Demokratien. Und wenn man sich die langwierigen Anerken-
nungskämpfe exemplarisch nur auf dem Balkan ansieht, stellt man auch hinsicht-
lich der äußeren Souveränität fest: was lange auf bilateraler und multilateraler Ba-
sis funktionierte, ist heute keine Selbstverständlichkeit mehr, da oft genug andere 
Nationalstaaten solchen neu entstehenden Staaten die Anerkennung verweigern. 

In nicht wenigen Fällen werden die Kernelemente nationalstaatlicher Souve-
ränität heute verlagert und verschoben, wenn sie nicht bereits im Kern erstickt 
sind oder gar nicht mehr zur Konstituierung politischer Ordnungen im – um mit 
Martin Albrow zu sprechen9  nachnationalen Zeitalter herangezogen werden. Ins 
Rampenlicht treten dann Organisationen, die mit der Forderung nach demokrati-
scher Partizipation und repräsentativer Willensbildung strukturell überfordert 
sind, da sie aus dem nationalen Zeitalter stammen und notwendigerweise nicht 
neuen strukturellen Herausforderungen gewachsen sein können, ohne ihre Struk-
turen zu ändern.10 Insofern hat die oftmals zu beobachtende Hilflosigkeit, mit der 
Erklärungen der UNO, der EU oder der NATO in Krisen- und Konfliktsituationen 
erscheinen, auch mit der Sache selbst zu tun: Internationale oder europäische In-
stitutionen, die als supranational angelegt waren und sind, können nicht auf ein-
mal postnational agieren – es entspricht schlichtweg nicht ihren organisatorischen 
Fähigkeiten. 

Das Kernproblem eines vorschnellen Abschieds vom nationalen Staat liegt in 
der dadurch begründen Aufhebung seiner Ambivalenz begründet – denn diejenige 
politische Ordnungseinheit, die wir Staat nennen, hat sich in einem mehrere Jahr-
hunderte langen Prozess als Ordnungsrahmen herausgebildet,11 der durch die Ver-
knüpfung zweier Momente charakterisiert werden kann: die stets widersprüchli-
che und umkämpfte, aber dennoch für den Staat unerlässliche Einheit von Souve-
ränität und Freiheit. Der moderne Staat basiert in seiner Herrschaftsordnung auf 
genau diesen zwei Elementen: auf Souveränität und Freiheit (oder: Gewalt und 
Gesetz), die beide gleichermaßen konstitutiv wie zugleich widersprüchlich sind.12 
Heute nun besteht die Gefahr der Aufhebung dieser Einheit durch die Globalisie-
rung, da unklar ist, an welchem realen, nicht-diskursiven Ort Freiheit gesichert 
werden soll, wenn Souveränität in ihrer bisherigen, an den Staat gebundenen 
Form nicht mehr existiert. In der Entsouveränisierung und einem vorschnellen 
Abschied vom Staat liegen dabei vor allem drei Gefahren: die Gefahr der 
Entdemokratisierung von Politik, die Gefahr der Essentialisierung des Sozialen 
und die Gefahr der Delegitimierung politischer Entscheidungen. 

Aus theoretischer Perspektive liegt die Gefahr der Entdemokratisierung in ei-
ner Auflösung des politischen und rechtlichen Rahmens, den der souveräne Nati-
onalstaat garantiert: das bürgerliche Recht mit seinem allgemeinen und gleichen 
Charakter (der nicht nur trotz, sondern auch wegen der in ihm liegenden Ambiva-

 
9  Vgl. Albrow 1996. 

10  Vgl. Hurrelmann u.a. 2008. 

11  Vgl. Haltern 2007; Roth 2003. 

12  Vgl. Neumann 1986; Salzborn 2009. 
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lenz der historischen Etablierung von politischer Freiheit zur Sicherung der öko-
nomischen Freiheit besteht), bedarf eines souveränen Monopols von Gewaltsam-
keit, das bei Suspendierung von demokratischen Rechten in der Lage ist, diese 
Suspendierung zu sanktionieren und damit Freiheit zu sichern. Die gegenwärtig 
vollzogene Privatisierung und Entstaatlichung organisierter Gewaltanwendung 
und die Verlagerung der Kriegführung in Räume begrenzter Staatlichkeit mit 
asymmetrischer Struktur bewirkt hingegen das Gegenteil:13 die Beschneidung von 
Freiheit. 

Zu einem fundamentaldemokratischen Anspruch muss eine klare Definition 
dessen gehören, was als demokratisch zu gelten hat und was nicht – und damit ei-
ne eindeutige politische Grenzziehung, die aber – da sie politisch und nicht essen-
tiell ist – auch Revisionen zulässt. Chantal Mouffe hat in diesem Kontext vor ei-
ner „kosmopolitische Illusion“ gewarnt, die durch die Aufhebung klarer Katego-
rien des Politischen und damit auch der staatlichen Souveränität grundiert wird.14 
Der Kern des Politischen liegt für Mouffe dabei in der Anerkennung von politi-
schen Differenzen und Interessenkonflikten, die antagonistisch sind. Das Politi-
sche wird begriffen als in seinen konzeptionellen Grundlagen von Interessen be-
dingten Konflikten bestimmt, die mit klaren Freund-Feind-Unterscheidungen ein-
hergehen. Insofern wird die terminologische Differenzierung von Carl Schmitt 
aufgegriffen,15 die Interessenkonflikte aber nicht – wie bei Carl Schmitt – mit ei-
nem subtil ethnisierenden Gesellschaftsbegriff unterlegt, vielmehr geht Chantal 
Mouffe davon aus, dass das Politische durch den für die menschliche Gesellschaft 
konstitutiven Antagonismus bestimmt ist, der sich entlang von Interessen organi-
siert und stets konflikthaft sein muss. Der Ort, der die Reglements für diese Inte-
ressenkonflikte festlegt, ist der souveräne Staat. Wenn dessen Souveränität einge-
schränkt wird oder wegfällt, obsiegt im Interessenkonflikt zwingend der physisch 
Stärkere; das Ausagieren politischer Konflikte wird dann nicht eine Frage von 
Argumenten, sondern von Macht – in Verlust gerät dabei die Freiheit und mit ihr 
Möglichkeiten der demokratischen Partizipation. 

Die in diesem Zusammenhang von einigen Philosophen herbeigesehnte 
deliberative Weltgesellschaft kann dabei nur die Utopie einer kleinen, hoch gebil-
deten, finanziell unabhängigen und kosmopolitisch agierenden Elite sein; den 
Hungernden im Kongo, den Kindersoldaten in Burma, den Landminenopfern in 
Angola, den verlassenen Kindern in Indien, den Zwangsprostituierten in der Ukra-
ine, den Textilarbeiterinnen in Bangladesch, den Genitalverstümmelten in Soma-
lia oder den Homosexuellen im Iran nützt eine solche kosmopolitische Illusion 
wenig. Denn diese Utopie geht nicht nur vollständig an der sozialen Realität ihres 
Lebens vorbei, sondern sie wäre sogar der sichere Garant für ihren Tod: Was die 
von elementarer sozialer, ökonomischer und politischer Not betroffenen Men-
schen zu allererst brauchen, ist nicht ein freier Diskurs, sondern die grundlegende 

 
13  Vgl. Münkler 2002, S. 7ff. 

14  Vgl. Mouffe 2007. 

15  Vgl. Schmitt 1963. 
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Sicherung ihres nackten Lebens und damit ihrer physischen Freiheit durch eine 
souveräne, demokratische Zentralgewalt. 

Staatliche Souveränität garantiert als äußere Souveränität die Unverbrüch-
lichkeit des Staatsterritoriums und macht damit die dauerhafte Gewähr von Frei-
heitsrechten überhaupt erst möglich. In ethnopolitischen Konflikten werden diese 
territorialen Souveränitätsaspekte suspendiert, ethnoregionale Bewegungen heben 
mit ihrem Kampf gegen die demokratische Souveränität zugleich auch die Freiheit 
auf,16 was auf das Zentrum der Gefahr der Ethnisierung bzw. Essentialisierung 
verweist:  

Mit der zunehmenden Ethnisierung sozialer Beziehungen korrespondiert eine ‚Kulturalisie-

rung‘ der Politik, die nicht mehr auf materielle Interessen zurückgeführt wird, sondern sich 

auf die Wahrung kollektiver Identitäten reduziert, was letztlich zu einer Entpolitisierung ge-

sellschaftlicher Konflikte führt.17  

Soziale und politische Konflikte werden dabei naturalisiert und in einen ethni-
schen Entstehungszusammenhang gerückt. Indem Ethnizität als essentielle Kate-
gorie gedacht wird und zum höchsten Gut des „menschlichen Wesens“ avanciert, 
besteht das politische Ziel in einer vollständigen sozialen und politischen Segrega-
tion von Menschen entlang ethnischer Kriterien sowie in der Schaffung separierter 
Ethnoregionen.  

Die Gefahr dieser Essentialisierung des Sozialen besteht darin, dass auf allen 
gesellschaftlichen und politischen Ebenen ethnische Parallelstrukturen geschaffen 
werden, die zu einer sozialen Segmentierung innerhalb der jeweiligen nationalen 
Gesellschaft führen. Politische Konflikte und soziale Missstände werden dabei 
nicht mehr als solche wahrgenommen, sondern deren Ursachen in ethnischen Dif-
ferenzen vermutet. Zugleich bietet die vorpolitische Flucht ins Essentielle für die 
Individuen aber auch den Schein von sozialer Sicherheit und gemeinschaftlicher 
Verlässlichkeit, da die emotionale Dimension gestärkt und das Deprivationsgefühl 
auf diese Weise kurzfristig kompensiert wird. 

Damit einher geht eine zunehmende Delegitimierung von Politik. Wesentliche 
Grundlage für diesen Delegitimierungsprozess auf staatstheoretischer Ebene ist 
der postdemokratische Wandel von politischem System und politischer Kultur.18 
Colin Crouch hat diesen beschrieben als ein systemisches Fortexistieren der de-
mokratischen Institutionen, die aber vom demos aufgrund von Legitimationskri-
sen nicht mehr in Anspruch genommen werden, so dass sich Entscheidungspro-
zesse in einen Macht dominierten Raum jenseits des Rechts verlagern.19 Neben 
politischen Akteuren treten dabei vor allem (medien-)ökonomische Kräfte auf die 
Agenda, die dieses Souveränitätsvakuum für eigene Zwecke nutzen und damit po-
litische Freiheit einschränken, wobei soziale Leistungen in individuell zu bezah-

 
16  Vgl. Salzborn 2005. 

17  Butterwegge 1997, S. 174. 

18  Vgl. Crouch 2008. 

19  Vgl. Hirsch/Voigt 2009. 
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lende Arbeit verwandelt werden, die sich nicht mehr jede/r leisten kann. Zugleich 
führt dieser Prozess der Aufhebung staatlicher Kompetenz auch zu einer Abwen-
dung der Bürger von der Politik und einem wachsenden Desinteresse an politi-
schen Prozessen überhaupt. 

Insofern stellt die weltpolitische Entwicklung am Beginn des 21. Jahrhunderts 
die Souveränität auch aus beiden Richtungen in Frage: sowohl mit Blick auf ihre 
völkerrechtliche, wie auf ihre innerstaatliche Dimension, wobei beides im Kern 
ein Angriff auf die Freiheit ist. Die Idee des vorliegenden Sammelbandes ist es, 
intervenierend in diesen Zustand des Souveränitätsvakuums einzugreifen und 
konzeptionelle Perspektiven zu entwickeln, um einen kritischen Diskurs über wis-
senschaftliche, politische und gesellschaftliche Interpretationen auf substanzieller 
Grundlage beginnen zu können. Unser Band will theoriengeschichtliche Impulse 
liefern, um vor einem vorschnellen Abgesang auf die Souveränität zu warnen und 
dafür das ideengeschichtliche Arsenal der Souveränitätsforschung möglichst weit-
räumig ausschöpfen. Dieser Band ist an der konstruktiven Schnittstelle zwischen 
Ideengeschichte und Politischer Theorie angesiedelt, an der politisch-theoretische 
Entwürfe nicht nur als variable Bausteine für konzeptionelle Überlegungen ver-
wendet werden sollen. Vielmehr soll in der Analyse ideengeschichtlicher Überle-
gungen zur Souveränitätsfrage die historische Dimension in die Analyse integriert 
werden und somit systematisch nach Perspektiven, aber auch nach Limitierungen 
für eine gegenwartsbezogene Analyse des Souveränitätsdilemmas gesucht wer-
den. 
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1. TEIL 

SOUVERÄNITÄT  
IM HISTORISCHEN KONTEXT 



DIE WENDE ZUM STAAT – VON GREGOR VII. BIS HOBBES 

Klaus Roth 

Die Idee des nach innen wie außen souveränen, aus ständischer Herrschaft und 
geistlicher Bevormundung emanzipierten, durch Bürokratie und stehendes Heer 
institutionell konsolidierten Staates, der auf einem fest umgrenzten Territorium 
das „Monopol legitimen physischen Zwanges“ bzw. der „Gewaltsamkeit“ inne-
hat,1 mit Hilfe von Polizei und Verwaltung den innerstaatlichen Frieden sichert 
und seine Beziehungen zu anderen Staaten in Krieg und Frieden rechtlich regelt, 
ohne eine übergeordnete Entscheidungs- und Befehlsinstanz zu akzeptieren – die-
se Vorstellung gab dem neuzeitlichen Politikdenken in Europa Orientierung und 
Halt. Sie fand ihre klassische Begründung zwar erst in der frühen Neuzeit, bei 
Jean Bodin (1576) und Thomas Hobbes (1651), wurde aber vorbereitet in den 
hoch- und spätmittelalterlichen Kämpfen zwischen weltlicher und geistlicher Ge-
walt sowie zwischen den rivalisierenden Kräften innerhalb beider Machtkreise 
(1). Sie erhielt neue Impulse durch die Reformation und die durch sie provozier-
ten konfessionellen Bürgerkriege, die im 16. und 17. Jahrhundert in blutigen Wel-
len über Europa hinwegschwappten (2). In der Folgezeit avancierte sie zur zentra-
len politischen Idee der frühen Neuzeit. 

1. RELIGION UND SOUVERÄNITÄT IM HOCH- UND SPÄTMITTELALTER 

Das europäische Staatensystem entstand in der Zeit vom 11. bis zum 17. Jahrhun-
dert durch Ausgrenzung der einzelnen Territorien aus dem übergeordneten Be-
zugssystem des mittelalterlichen Reiches (sacrum imperium), durch Konzentra-
tion und Zentralisation der politischen Entscheidungs- und herrschaftlichen 
Zwangsgewalt in Händen von absoluten Monarchen und/oder Parlamenten, die 
alle Machtmittel monopolisierten und so die Freisetzung der unpolitischen bür-
gerlichen Gesellschaft durch Entmachtung der alten Herrschaftsträger bewirkten. 
Seine Besonderheit liegt in der Befreiung der weltlichen Herrschaft aus der geist-
lich-religiösen Kuratel, in der Verdichtung der territorialen Herrschaftsbeziehun-
gen und in der Abstraktion der Herrschaftsbefugnisse von ihren Trägern (Ämter- 
oder Anstaltsstaat). Diese Entwicklung begann im Hochmittelalter, wurde forciert 
im Spätmittelalter und musste gegen den Widerstand derjenigen Kräfte durchge-
setzt werden, die für die Erhaltung der alten oder die Etablierung einer alternati-
ven Ordnung kämpften (Kirche, Reich, Feudalaristokratie, Städte). 

Die Idee des souveränen Staates ist Resultat des Zerfalls der überkommenen 
Reichsidee, die das christliche Politikdenken seit der Spätantike geleitet hatte.2 

 
1  Vgl. Weber 19725, S. 29, 516ff., 821ff., passim. 

2  Vgl. Roth 2003, S. 306ff. 


